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Staatstheorien, der! 
beweglichen und un⸗ 
undlagen der Ver 


8 Millionen Mark jaͤrlich für Staatsſchulen, die d 
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individuellen Stagtstheorien, der Staat als Schutz fuͤr d. Beſſeren, 


Plebiszit, Referendum, Initiative, kleine Staaten, planmaͤßige⸗ 
Koloniſation, Arbeit, Kaſtration und Proſtitution als Strafmittel, 
Abſetzbarkeit der Richter, Abſchaffung der Aktiengeſellſchaften, Aus: 2 
geftaltung der Poſtſparkaſſe, automatiſches Steuerſyſtem, kein De⸗ 28 
"fit, keine Staats⸗Wohlfahrtsinſtitute, keine Staatspfründen, Aus⸗ 
gleich der beiden extremen ſtaatstheoretiſchen Richtungen in der Zu⸗ 
kunft durch die Raſſenpolitik, jeder fol politiſch „nach feiner Faſſon⸗ 
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Sund der Hauptträger der Gottheit iſt. Alles Häßzl 


t EN 5 . 
von der Naſſenvermiſchung her, der das Welb aus 15 hyſtologiſchen Gründen 1 


mehr ergeben war und iſt als der Mann. Die „ 
eit, die das. Weibiſche und Niederraſſige ſorgſam 
eldiſche Meuſchenart rückſichtslos aus rottet, d 

nehmen Schönheit, Wahrheit ‚Beben 
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1 Heft: 40 H. — 45 Pf. 12 Hefte im Abonnement 8.450 MA. 
Lieferung nur gegen Voreinſendung des Betrages (auch in Briefmarken 
ge DIN! Gratis. Prob wen 
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Das Geburtshäns Mozarts in der Getreidegaſſe in Salzburg ſoll das Opfer 
moderner en. werden. Die berühmte Geſangskünſtlerin 97 L. 
Kammerſängerin Lilli Lehmann, die Hauptgründerin des Salzburger Mo- 
—. zarteums“, hat daher angeregt, das alte ſchöne Haus für das „Mozarteum zu. 
N erwerben. Wir bitten daher alle Verehrer Mozarts uud Freunde alter beutf er 
"a " Gtädtefultur dringendſt und herzlichſt, durch Spenden die Verwirklichung ieſes 
„ ſchönen Planes zu ermöglichen. Selbſt die fleinſten Spenden werden angenionmen 
und find einzuſenden, an Frau Kammerſängerin. Lilli gehmann, Grunewal . 
Berlin, Herbertſtraße : 20. 45 . nn Lan . 
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Fr. Godeſchalt S. N. T. zu Werfenſtein gewidmet. 


Entwicklung und Raſſengeſchichte der Staatstheorien. 

Der heldiſche Menſch iſt der Erfinder der Werkzeuge und Waffen und „ 
damit der Schöpfer des beweglichen Eigentums, er iſt aber auch 
der Erfinder des Ackerbaues und der Baukunſt und daher auch der 
Schöpfer des unbeweglichen Eigentums. Der arioheroiſche Menſch. 
iſt ſchließlich auch der Schöpfer der Viehzucht. Das iſt von beſonderer 
Bedeutung. Gerade als Viehzüchter wurde er Herrſcher, und zwa: 
der Herrſcher über ſein erſtes Haustier, d. i. den niederen Tiernienſchen, 
den Ahnen des heutigen Dunkelraſſenmenſchen.! Aus dieſen raſſen⸗ 


geſchichtlichen Tatſachen entwickeln ſich die Staatselemente: 1. Aus der 


raſſigen Überlegenheit des arioheroiſchen Menſchen die „Ve rfaſſung“ 
und ſtändiſche Gliederung (Conſtitutive). 2. Aus der Überlegenheit durch 
das Gerät und Werkzeug die „Volkswirt ſchaft“ (Okonomie). 
Aus dem Beſitz von Werkzeug, Grund und Haustier 3. das Recht 
(Legislative). 4. Aus der Überlegenheit durch die Waffe die Heeres. 
verfaſſung. 5. Aus der natürlichen überlegenheit des Mannes das 
Familien recht. 6. Aus der geiſtigen Überlegenheit der ario- 
heroiſchen Raſſe die geiftige Staatskultur. N 

Die wahre und echte Politik oder Staatskunſt ſtrebt nach Ariſtoteles. 
Plato, Manu und allen arioſophiſchen Staatsmännern „das Ge— 
meinwohl des Ganzen bei möglichſter Freiheit und 
Selbſtherrlichkeit des Staatsbürgers“ an. Es iſt nun 
bezeichnend und zugleich für meine, heute gewiß aufs heftigſte be- 
kämpfte Anſicht beſonders beweiskräftig, daß 1. geordnete Staaten nur 
von Arioheroiden gegründet wurden, 2. überall, wo die Arioheroiden 
Staatsweſeu gründeten, dieſe urſprünglich auf dieſer natürlichen, raſſen⸗ 
biologiſchen Grundlage aufgebaut waren. Wohl gibt es und gab es 
Neger, Mongolen- und Mittelländerſtaaten, aber fie wurden alle ur- 
ſprünglich von arioheroiden Gefolgſchaften gegründet und verfielen 
ſofort oder verknöcherten (3. B. bei den Mongolen) in dem Augenblicke, 
da die blonde, heldiſche, ſtaatengründende Oberſchicht ausgeſtorben 
oder ausgerottet war. Die niederen Raſſen können im beſten Fall Ie- 
diglich konſervierende Kräfte entfalten. N 

Wie nun einerſeits dem reinen Arioheroiden von Natur aus die Herr- 
ſcherrechte über die ſchlechter organiſierten Dunkelraſſigen zukamen, 
ebenſo naturrechtlich iſt die Gleichſtellung der Arioheroiden unterein- 
ander berechtigt und begründet. Nur der körperlich, techniſch und geiſtig 
Stärkere iſt imſtande, den körperlich Schwächeren, ſchlechter Bewaffneten 
und geiſtig minder Entwickelten zu unterjochen und zu beherrſchen. Ur- 
ſprünglich ſind (innerhalb ein und derſelben technologiſchen Periode)? alle 
Arioheroiker Freie und Souveräne, Oberhäupter ihres Haus⸗ 
weſens und ihres Veſitzes. Keiner iſt dem anderen untergeordnet. Be⸗ 
Vgl. darüber „Oilara* 22—23: .Das Geſetzbuch des Manu“. 

* Deſſer ausgerüſtete Arjoheroiden haben wohl ſchlechter ausgerüſtete Arioheroiden 
oft beſiegt, z. B. Neolithiker die Paläolithiler, Metallvölker die Steinzeitvölker. 
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ſitz macht frei. Die Hoheitsrechte haften an dem Boden. Der Freie iſt 
adelig. Adel aber kommt von od = Beſitz, Privat- Beſitz. 
Beſitz konnte in der Urzeit vermöge der überlegenen Waffen und Werk. 
zeuge nur der Arioheroide, der Freie haben. Deswegen war Freiheit 
und Adel urſprünglich gleichbedeutend. Wohl aber konnte auch inner- 
halb der Freien und Arioheroiden das Gleichberechtigungsverhältnis ge⸗ 
ſtört werden. 1. Durch Erwerb größeren Beſitzes und beſſerer Bewaff. 
nung. 2. Durch den Beſitz von Bodenſchätzen, die nicht überall vorkamen 
(Salz, Metalle, Heilquellen, Pflanzen, Tiere und — Sklaven niederer 
Raſſe).“ 3. Durch hervorragende körperliche und geiſtige Eigenſchaften. 
Aus dieſen durch Zufall, Geburt oder perſönliche Vorzüge begünſtigten 
Freien entwickelte ſich der Adel (nobiles) in engerem Sinne. Es gab 
ſchon ſeit den Urzeiten keine andere natürlich begründete und auch 
dauernde Organiſation der gleichberechtigten Arioheroiker, als die reli- 
giöſe Organiſation,“ deren Träger die geiſtig überlegenen Arioheroiden, 
die Erfinder neuer, Techniken, die Wahrer alter Götter-Meistiimer und 
Offenbarungen, die Prieſter waren. Daraus ergab ſich ganz natur⸗ 
gemäß die uralte, raſſenpſychologiſch tief begründete Ständegliederung 
in: Prieſter (1. Stand), Krieger-Adelige (2. Stand), Bauern ⸗Freie 
(3. Stand). Guido v. Liſt ſieht in den Herminonen („Armanen“, 
„Brahmanen“) den urariſchen Prieſterſtand, in den Iſtävonen den 
urariſchen Krieger, Adels- und Fürſtenſtand, und in den Ingävonen den 
urariſchen Bauern-, Eeefahrer-, Kaufmanns- und Bürgerſtand.“ Wo 
das alte ariſche Staatsſyſtem Gemeingut zuließ, da war es ſtets Götter 
gut, das von den Prieſtern verwaltet wurde. Daher waren Briefter- 
heiligtümer (in ſpäterer, chriſtlicher Zeit Bistümer, Klöſter und Kirchen) 


die Verwalter von Bergwerken, Salzquellen (Salzburg!) und Heil⸗ 


quellen. Dieſe Prieſterheiligtümer ſollten automatiſche Regler der 
Volks- und Beſitz⸗Bewegung fein. Denn ſchon in altariſchen Zeiten iſt 
mit dem Prieſtertum immer der Zölibat oder eine gewiſſe Einſchrän⸗ 
kung der Kinderzeugung verbunden, um der übervölkerung entgegen · 
zuwirken. Die Heiligtümer waren gebannte Zuchtanſtalten und Weihe⸗ 
ſtätten für Menſch, Tier, Pflanze, Boden und Landſchaft. Sie waren 
Inſtitute für Wiſſenſchaft und Kunſt. Sie waren Sparkaſſen, Renten ⸗ 
und Verſicherungsanſtalten, Hypothekenbanken, Depoſitenämter, Wohl⸗ 
fahrtsinſtitute, Spitäler, Sanatorien für Leib und Seele und Her⸗ 
bergen für lebensfrohe und lebensmüde Wanderer. Sie waren dies 
alles nicht als nüchterne, geſchmackloſe, rein auf Profit berechnete Un 


. „ in der 
Deswegen das Entſtehen großer Reiche und Kulturen zuerſt nicht in d 
nordiſchen Urheimat, ſondern auf den von den niederen Raſſen bewohnten Rand⸗ 
ebieten.“ Vgl. die „Amphiktyonen“. . . 
be Der Hauptſlamm der Iſtävonen find die Franken. Es iſt nun bezeichnend, 
daß die überwiegende Majorität der heutigen Fürſten⸗ und UIradelsgeſchlechter 
ränliſchen, alſo iſtävoniſchen Urſprungs iſt. u 
| Cs 15 nun wieder bezeichnend, daß auch heute noch die ingävoniſchen Augen, 
ſachſen. Niederſachſen und Niederdeutſchen die Großkaufleute, Seefahrer un 
kühnen Unternehmer ſind. 


SSD DDD 243 — 


ternehmen, ſondern ſie waren dies alles als hervorragende, in ſchöner 
Landſchaft gelegene Kunſtſtätten. Sie gründeten ſich finanziell nicht 
auf Zwang und Wucherzins, ſondern auf freiwillige, verſchwenderiſch 
bedachte Stiftungen. Dieſe Einrichtungen ſind tiefraſſenpſychologiſch 
gedacht. Reichtum in den Händen eines reinen Ariers iſt wie eine 
regenſchwere, befruchtende Wolke, denn gerade jene dem Arier eigen⸗ 
tümliche verſchwenderiſche Freigebigkeit bewirkt eine gleichmäßige Ver- 
mögensteilung und verhindert Kapitals⸗Anhäufung viel beſſer als alle 
anderen „ſozialen“ und „demokratiſchen“ Einrichtungen. Die „Demo⸗ 
kraten“ und Tſchandalen denken gerade umgekehrt wie die Arier und 


ſagen: Seliger iſt das Nehmen als das Geben. Da überall, in allen 
Ländern und Staaten und zu allen Zeiten, die urſprüngliche, ftaaten- 


bildende, arioheroiſche Oberſchicht von den Dunkelraſſen verdrängt wurde, 
ſo zeigt die Entwicklungs⸗Geſchichte aller Staaten genau dieſelben Züge. 
Was in Agypten, Meſopotamien, Griechenland, Rom vor ſich gegangen, 
das wiederholt ſich unzähligenale bei den mittelalterlichen und neuzeit⸗ 
lichen Staaten. Die Grundlage aller Staaten iſt das obengeſchilderte 
raſſenwirtſchaftliche und raſſenreligiöſe Staatenſyſtem, das ich kurz mit 
Ariokratie bezeichnen möchte. Daraus entwickelt ſich dann meiſt 
das ariſtokratiſch⸗monarchiſche, dann das ariſtokratiſch⸗republikaniſche 
und zum Schluß das demokratiſch-imperialiſtiſche Syſtem. So wie in 
der Wiſſenſchaft' und Kunſt', löſen ſich auch in der politiſchen Hegemonie 
die großen Hauptraſſen in gleicher Reihenfolge ab: den Arioheroiden 
folgen die Mediterranoiden, Mongoloiden und zum Schluß die Tſchan⸗ 
dalen. 

Das letzte Beiſpiel einer ariokratiſchen Staatenverfaſſung hat ähnlich 
wie in allen anderen Belangen das herrliche ariochriſtliche Mittel: 


N alter aufzuweiſen. Jeder Freie war wirklich politiſch und wirtſchaftlich 


frei, Souverän auf ſeinem Land und hatte über ſich nur den Arier⸗ 
gott. Die Fürſten, Herzöge und Könige waren — und zwar urſprüng⸗ 
lich nur für den Kriegsfall — freigewählte Führer, die nur über 
unwichtige Angelegenheiten ſelbſtherrlich zu entſcheiden hatten. Es gab 
unzählige, mit den vollen Hoheitsrechten des Souveräns ausgeſtat⸗ 
tete Viſchöfe, Abte und Prioren. („Reichsprälaten“) als Vertreter des 
Prieſter- und Geiſtesadels, unzählige ſouveräne Ritter (ſpäter „Reichs. 
ritter“) als Vertreter des Krieger und Schwertadels, und unzählige 
Freibauern, ſpäter auch Freiſtädte („Reichsſtädte“), als Vertreter des 
Nährſtandes, die den Fürſten durchaus gleichgeſtellt waren und ohne 
die der Fürſt nichts entſcheiden durfte und konnte. Erſt infolge des 
Raſſenverfalls und des dadurch ermöglichten Vordringens des römi— 
ſchen Rechts wurde dieſe Verfaſſung allmählich, aber ſicher zerſtört. 
Die Fürſten bekämpften mit Hilfe ihres, oft aus dem ehemaligen Uns 
freienſtandr zu Dienſtadeligen („miniſteriales“) erhobenen Anhaugs und 


„Ostara“ Nr. 84: „Raſſe und Philoſophic“, 5 „Oſtara“ 
und Vankunſt“, Nr. 86: „Raſſe und Malerei“. 
»Der natürlich ſehr viel, wenn auch nicht immer, raſſenminderwertigen Elemente. 


Nr. 77 und 85: „Raſſe 


mit Hilfe der immer mediterran und mongoloid-primitiv durchſetzten 
Städte den freien Prieſter⸗ und Kriegerſtand. Bald wurde der Dienſt⸗ 
adel reicher, zahlreicher und auch politiſch mächtiger als der alte, an⸗ 
geſtammte Uradel. Die Kirche und der Geiſtesadel geriet ebenfalls in 
Abhängigkeit von den Höfen und das Geiſtesführertum der Völker und 
Staaten ging von unabhängigen, freien, den Fürſten durchaus gleich. 
geordneten, ſelbſtloſen,“ aber politiſch und wirtſchaftlich mächtigen 
Prieſtern auf ernannte Prälaten, und beſoldete fürſtliche Beamte und 
Gelehrte über. Der freie Vauernſtand ging ganz ein und machte der 
drückendſten Hörigkeit und Leibeigenſchaft, in der im ariſchchriſt⸗ 
lichen Mittelalter nur die aus nichtariſchen Ur- 
raſſen entſtammenden Sklaven gehalten wurden, 
Platz. 

Eine grundſtürzende Anderung war durch das römiſche Recht im ario⸗ 
chriſtlichen Staatsſyſtem vor ſich gegangen: 1. Ver faſſung: die 
Fürſten bekamen die Souveröänitätsrechte der kleinen geiſtlichen und 
weltlichen Landesherren, die Beſtimmungsrechte der Landesſtände (Kle⸗ 
rus, Adel, Bürger) wurden immer mehr beſchränkt, zum Schluſſe 
wurden die Stände überhaupt nicht mehr einberufen und die Fürſten 
regierten „abſolut“. Das Mittelalter war die Glanzzeit des Bauern; 
ſtandes, während ſich gerade die beginnende Neuzeit bis in das XVIII. 
Jahrhundert hinein als die Zeit der abſcheulichſten Bauernſchinderei 
kennzeichnet. Das römiſche Recht erklärte Majeſtätsbeleidigung als Ver⸗ 
brechen. 2. Volkswirtſchaft. An Stelle der früheren Planmäßig⸗ 
keit und Zucht trat chaotiſche Unordnung, die Landwirtſchaft und das 
freie Gewerbe wurden über Gebühr belaſtet und bis aufs Mark ausge- 
ſogen, das alte Zunftweſen, das eine Art Verſicherung und Sparkaſſe 
war, wurde zertrümmert, an Wohlfahrtseinrichtungen dachte nach der 
Aufhebung der Klöſter und der Einziehung des geiſtlichen Guts durch 
die Fürſten niemand, die Funktionen der Klöſter als Finanz- und Ber» 
kehrsinſtitute übernahmen meiſt die emanzipierten Juden, die plan⸗ 
mäßige Koloniſierung, wie ſie durch das ganze Mittelalter die alten 
großen Orden des hl. Benedikt, Bernhard, Norbert, Bruno und Nor⸗ 
bert pflegten, wurde überhaupt ganz vernachläſſigt und durch die plan- 
loſe Aus-, eigentlich Abwanderung ungeheurer Menſchenmaſſen in die 
Neue Welt und durch Exploitierung der exotiſchen Kolonien erſetzt. Die 
verſchiedenen ſtümperhaften Verſuche, die allgemeine Verarmung, Über⸗ 
völkerung und Verpöbelung hintanzuhalten, mißlangen. Nicht das 
Merkantilſyſtem Colberts, nicht das phyſiokratiſche Syſtem, und erſt 
recht nicht das Mancheſter⸗Syſtem der allgemeinen Induſtrialiſierung 
der Beſitzloſen und Vielzuvielen konnten den allgemeinen Zuſammen⸗ 
bruch aufhalten. Kriege, Hungersnot und Seuchen ſind daher die 
Kennzeichen der Zeit vom XV. bis XX. Jahrhundert. Die Arier ver⸗ 
armten und der Überſchuß der Kapitalsbildung kam nicht frommen 


10 100 ie es nicht waren, war dies kein Fehler im Syſtem, ſondern in der Perſon, 
d. i. der Raſſe! - 
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Stiftungen, ſondern Induſtrie-, Kriegs⸗ oder ausgeſprochenen Raub 
‚unternehmungen zugute. Die Tſchandalen wurden reich, die ihr ins 
Monſtröſe anſchwellende, wegen der fortwährenden Fluktuation vom 
Staat nie zu faſſende Kopital ſtets in immer neuen derartigen Unter- 
nehmungen anlegten, die von Jahr zu Jahr ſich lawinenhaſt vergrößernd 
unter ihrer Wucherzins preſſenden Laſt Millionen kleiner ſelbſtändiger 
Exiſtenzen zermalmten und deren Kapital auffaugten. Das römiſche 
Recht entſtand aus dem Chaos der im Tſchandalismus berſinkenden 
antiken Welt, und das römiſche Recht tauchte wieder auf, als die mo. 
derne Welt und Menſchheit in demſelben Sumpf zu verſinken begann. 


3. Rechtspflege. Das römiſche Recht führte die jedem klar und 


vernünftig Denkenden unverſtändliche Teilung zwiſchen privatem und 
öffentlichem Recht, den Unterſchied zwiſchen Volks. und Staatsnotwen⸗ 
digkeiten ein, es nahm dem Volk und dem Volksrichter die Gerichts- 
barkeit und übertrug ſie unabſetzbaren Rechtsgelehrten und Nechtsbe⸗ 
amten. Es ſei hier beſonders erwähnt, daß die ſcheußliche Folterei, 
die greulichen Marterſtrafen des Pfählens, Räderns, Vierteilens, Ver⸗ 
brennens und Verſtümmelns nicht in dem ariſchchriſtlichen Mittelalter, 
wohl aber in der heidniſch-aufkläreriſchen Neueren Zeit (ca. XIV. bis 
XIX. Jahrhundert) aufkamen und allgemein vollzogen wurden. 
4. Heerweſen. Das ariochriſtliche Mittelalter kannte nur das Wehr⸗ 
rech t, d. i. das Vorrecht des Freien und Ariers, die Waffe zu tragen 
und für ſein Heim und ſeine Freiheit zu führen. In der Neuzeit traten 
an Stelle dieſes freiwilligen Heerbannes zuerſt die Söldnerheere, dann 
die ſtehenden Heere, zum Schluſſe die auf Grund der Wehrpflicht 
entſtandenen Volksheere und Milizen (Landſturmtruppen). Das Recht 
der Kriegserklärung und des Friedensſchluſſes, das im alt. ariſchen Staat 
der Verſammlung der Freien zuſtand, ging auf die Regierungen über, 
die auch die alleinigen und unverantwortlichen Leiter der äußeren Po⸗ 


litik wurden (,Kabinettspolitik“). 5. Familienrecht. Die Ehe 


wurde ein Staats. oder Staatskirchenakt, während früher die Ehe 
ganz formlos geſchloſſen werden konnte und ein Akt perſönlichſter Na. 
tur war. Das neuzeitliche Staatsſyſtem zerſtörte das Mannesrecht und 
begünſtigte aus demagogiſchen Gründen das Frauenrecht, ohne zu be⸗ 
rückſichtigen, daß damit die Familie und dadurch auch das ganze Staats- 
gebäude in ſeinen Grundlagen erſchüttert werden mußte. Erpoſitio und 
abortus, die die altariſchen Geſetze (aus raſſenhygieniſchen Gründen und 
unter gewiſſen raſſenhygieniſchen Vorausetzungen) zuließen, wurden 
erſt in neueſter Zeit Verbrochen. n 6. Geiſtige Kultur. Religion 
Wiſſenſchaft, Kunſt und Schule wurden verſtaatlicht, Preſſe. und Sitt⸗ 
lichkeits⸗Polizei eingeführt, was es im ariochriſtlichen Mittelalter alles 
nicht gab. Dadurch, daß der Prieſter, Gelehrte, Künſtier und Lehrer 
nicht mehr Souverän, wirtſchaftlich und politiſch nicht mehr frei, fon- 
dern ein ſtaatlich beſoldeter Beamter wurde, konnte ſich nur die von 
1 Selbit das kanoniſche Recht iſt heute noch in der Auffaſſung des Abortus 


j y 
milder als die S trafgeſe e der meiſten Staaten, die Tür kei ansgenommen, wo 
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der jeweiligen Regierung genehmigte Religions- und Weltanſchauung, 
nur die jeweilig approbierte Kunſt, Preſſe und Sittlichkeit Geltung 
verſchaffen. Gegenteilige Anſchauungen und Beſtrebungen konnten 
mühelos im Keime (durch die Schule) erſtickt werden. Dieſe Zuſtände 
verrammelten zahlreichen Intelligenzen den Aufſtieg in die höheren 
Schichten und ſtießen fie in das Proletariat. Da der modern-heidniſche 
Staat das ſtaatspolitiſche Problem ohne Religion löſen wollte, ver; 
zichtete er auf das wirkſamſte organiſatoriſche, reguliernde und ton 
trolfierende Element und erſetzte es durch eine ſchwerfällig, ſchablonen⸗ 
haft arbeitende Bürokratie, deren Mittel Geſetze und Verordnun⸗ 
gen mit Strafandrohungen waren, die ſelbſtverſtändlich nur für den 
wirkſam ſind, der ſich erwiſchen ließ. 

Um die Mitte des XIX. Jahrhunderts gingen die meiſten Staaten da⸗ 
ran, die ärgſten Mißſtände in der inneren Politik durch ſogenannte 
„Verfaſſungen“ und die Errichtung von „Parlamenten“ ab- 
zuſtellen. Wenn man nun dieſe Staatsgrundgeſetze durchlieſt, wird man 
mik grenzenloſem Erſtaunen bemerken, daß fie für die Ariochriſten ab- 
ſolut nichts Neues brachten, ſondern daß all das Gute, was ſie brachten, 
nur Entlehnungen aus dem mittelalterlichen ariochriſtlichen Staats. 
ſyſtem waren. Einige Geſetzesparagraphe ſind ſogar Rückſchritte, weil 
fie den Ariochriſten Vorrechte (3. B. die Erlangung von Staatsämtern) 
wegnahmen! N 


Die ſozialiſtiſchen Staatsthedrien 
der neueſten Zeit. 


1. Verfaſſungsweſen. Die Loſung des ſozialiſtiſchen Staates iſt: 
Alle für einen, einer für alle. Alle Menſchen ſind gleich. Der Staat 
iſt ein Organismus, eine juridiſche Perſon, ein für ſich ſelbſt beiteben- 
des Weſen, dem ſich alle Bürger zu opfern haben und von dem alles 
Recht und alle Ordnung ihren Urſprung haben. Vertreten wird dieſer 
Staat durch ein verſchieden benanntes Oberhaupt, durch die von ihm 
ernannten oder von ihm vorgeſchlagenen Beamten („Miniſter“) 
und durch die Verſammlung der vom Volk in verſchiedener Weiſe ge. 
wählten Abgeordneten („Parlament“), deren Aufgabe es iſt, nach län⸗ 
geren Debatten über die Geſchäftsordnung die von den Miniſtern vor 
gelegten Geſetze nach dem (verſchiedenartig gehandhabten) Prinzip der 
Majorität zu genehmigen. Die von dem Parlament angenommenen 
Geſetze verpflichten dann jeden Staatsbürger, gleichgültig, ob er da⸗ 
mit einverſtanden iſt oder nicht. Abgeordneter kann jeder werden, wenn 
er ein beſtimmtes Alter erreicht hat und in einem durch das Wahl 
geſetz feſtgelegten Wahlkreis nach einem beſtimmten Majoritätsprin⸗ 
zip von den Wählern gewählt geworden iſt (paſſives Wahlrecht). Eben 
fo ſteht jedem Staatsbürger eines beſtimmten Alters das politiſch ſo 
bedeutſame Recht zu, einen beliebigen Abgeordneten zu wählen (altiwes 
Wahlrecht). Auch Staatsbeamte und Staatsbedienſtete, in manchen 
Staaten auch die Frauen, haben paſſives und aktives Wablrecht, denn 
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der ſozialiſtiſche Staat iſt für grenzenloſe Ausdehnung des allgemeinen 


und gleichen Wahlrechtes. Deswegen ſind die Parlamente meiſt ſehr 
große amphitheaterartig gebaute Gebäude, in denen 500 bis 600 Perſonen 
ſich Tage und Nächte lang aufhalten können. Die Abgeordneten wer— 
den in den meiſten Staaten mit Taggeldern (Diäten) bezahlt. Der 
ſozialiſtiſche Staat will prinzipiell keine unbezahlten Volksvertreter, 
weil er befürchtet, daß dann nur die Wohlhabenden Abgeordnete werden 
können. Die Abgeordneten können in den meiſten ſozialiſtiſchen Staaten 
Miniſter und dadurch wirkliche Staatsbeamte werden. Betreff des 
Machtverhältniſſes von Staatsoberhaupt, Miniſterium („Regierung“) 
und Parlament herrſcht in den verſchiedenen ſozialiſtiſchen Staatsſyſtemen 
keine Einheitlichkeit, ſelbſt in einem und demſelben Staate wechſelt im 
Laufe der Zeit das Machtverhältnis. Im allgemeinen kommt dem Par- 
lament die Legislative („Geſetzgebung“)n, dem Oberhaupt und der Re⸗ 
gierung die Exekutive zu. Im ſozialiſtiſchen Staat, der ſich in ſeiner 
Exekutive ganz auf die Bürokratie gründet, iſt ſowohl für die höchſten 
Regierungsbehörden, ſowie für alle Staatsbeamten die Wahrung des 
Amtsgeheinmiſſes eine ganz unerläßliche Vorbedingung für das klag⸗ 
loſe Funktionieren der Staatsmaſchine. Statt der früheren Stände und 
Klaſſen, ſollen Beamtenränge treten. Die Beamten werden beſoldet und 
haben Anrecht auf Staatspenſion und Witwenverſorgung. Jeder Staats⸗ 
beamte wird dadurch an der Weiterdauer des beſtehenden, ſozialiſtiſchen 
Staatsſyſtems wirtſchaftlich intereſſiert. Je mehr Staatsbeamte, deſto 
mehr unruhige, ehrgeizige Intelligenzen find verſorgt und deſto wirk⸗ 
ſamer können im ſozialiſtiſchen Staate innere Unruhen verhütet wer— 
den. Nach der organiſchen Auffaſſung des Staates durch die ſozialiſtiſche 
Theorie bildet der Einzelbürger im Staatsorganismus eine kleine ein⸗ 
zige Zelle, die ihre Kräfte dem Zentrum und Gehirn, der Regierung, 
zuführt und von dort alle Direktiven wieder zurückerhält. „Humanität 
und Toleranz ſollen die Grundlagen des ſozialiſtiſchen Staates ſein.“ 
2. Rechtsweſen. Der ſozialiſtiſche Staat garantiert jedem Bürger 
die Sicherheit des Lebens und des Eigentums (Kriegsfall und Expro⸗ 
priation ausgenommen), Haftpflicht übernimmt er jedoch nicht. Nie⸗ 
mand darf ſich ſelbſt Recht ſuchen, ſondern muß es bei dem zuſtändigen, 
unabſebbaren Staatsrichter und auf Grund der beſtehenden, verſchie⸗ 
denen Geſetze ſuchen. Unkenntnis des Geſetzes enthebt nicht der Verant— 
wortlichkeit. Jeder Bürger kann vor Gericht zur Zeugnis- und Eid- 
ablegung gezwungen werden. Für die meiſten Streitfälle iſt ein Ad- 
vokat unbedingt notwendig. Die Strafmittel find: Todes-, Arbeits-, 
Gefängnis⸗ und Geldſtrafe, letztere nach einem im Geſetze ein für alle. 
mal feſtgeſebten Schema. Das Richteramt kann jeder Staatsbürger mit 
entſprechender juridiſcher Vorbildung bekleiden. Die Geſetzesauslegung 
obliegt dem Richter, ohne daß ein einheitliches principium derivationis 
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e geſetzgeberiſche Tätigleit der Parlamente iſt eine erſtaunliche. Die in den⸗ 
ſelben gehaltenen Debatten und genehmigten Geſetze müſſen in Tauſenden von 
Düchern gedruckt und dieſe in einer eigenen viele Säle umſaſſenden „Parlas 
mentsbibliothek“ zum Nachſchlagen aufgeſtellt werden. 
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feſtgeſtellt ift. Der ſoziale Staatsorganismus benötigt zu feiner Auf. 
rechterhaltung zahlreiche Geſetzesverordnungen. Je geordneter und ſo⸗ 
zialer ein Staat iſt, deſto intenſiver die Rechtspflege. In Deutſchland 
iſt jeder dritte bis vierte Bürger polizeilich abgeftraft. 
3. Wirtſchafts- und Wohlfahrtsweſen. An Stelle der Pri⸗ 
vatwirtſchaft hat durchaus die Staatswirtſchaft zu treten. Der Staat 
ſoll Brot, Fleiſch, Fett, Milch, Eier, Leder, Metalle, Salz, Tabak, Kohle, 
Petroleum uſw. mit Hilfe von Zentral -Inſtituten, Großbanken, Groß⸗ 
induſtrien und Groß-Verkehrsinſtituten beſchaffen. Das Geld verſchafft 
ſich der Staat durch das Münzregal, durch das Recht, beliebig hohe 
Staatsſchulden aufzunehmen, durch direkte und indirekte Steuern und 
durch den Ertrag ſeiner Unternehmungen. Der ſozialiſtiſche Staat be⸗ 
dient ſich bei ſeinen finanziellen Transaktionen der Banken, Hypothe⸗ 
kenbanken, Sparkaſſen, Börſen und verſchiedener, ebenfalls nach dem 
ſozialen Muſter eingerichteten Erwerbsgenoſſenſchaften, ſo beſonders der 
Aktien⸗Geſellſchaften, die die finanzielle Grundlage der ſozialiſtiſchen 
Handels-, Verkehrs- und Kreditanſtalten bilden. Die Geldinſtitute ge- 
währen nach eigenem Belieben Neal- und Perſonal⸗Kredit. Die ſozia. 
liſtiſchen Staaten arbeiten folgerichtig auf eine Einſchränkung des klei⸗ 
nen und mittleren Privatvermögens hin, um die Vermögensbewegung 
im Volk zu regulieren und das Wirtſchaftsleben zu zentraliſieren und 
zu organiſieren. Es ſoll keine Reichen und Vermögenden, ſondern nur 
Arbeiter und Angeſtellte geben, weil nur ſo der ſoziale Gedanke lebendig 
bleiben kann. Bei der allgemeinen Überbölferung, bei der Erſchöpfung 


des alten europäiſchen Kulturbodens und durch die Kriege iſt die Menſch. 


heit als Ganzes ſo arm geworden, daß auf einen einzelnen von allen 
Lebensgütern nur wenig kommen kann. Das ſozialiſtiſche Staatsſyſtem 
duldet daher kein Privateigentum und keine willkürliche perjönlidye Be⸗ 
tätigung. Einer für alle, die Organiſation iſt die Seele des Staates. 
Alle materiellen und geiſtigen Kräfte und Beſitztümer hat der Einzelne 


der Geſamtheit abzuliefern und der Staat, d. i. die Regierung, nimmt 


dann die gerechte Teilung nach dem Grundſatz ſtrengſter Gleichheit 
vor. Der ſozialiſtiſche Staat hat unbeſchränkte Beſchlagnahme-Gewalt. 
In einer der führenden ſozialreformeriſchen Zeitſchriften“ ſagt daher ein 
ſozialiſtiſcher Intellektueller: „Die Kreiſe mit Mittelftandsgefinnung? 
waren ein eminent fortſchritthemmendes Element, waren durch ihre 
wirtſchaftliche Unbildung das leicht zu überwältigende Opfer 
des in Deutſchland ſich entwickelnden Induſtrialismus“. Dieſer Prozeß 
wurde durch den Weltkrieg beſchleunigt und abgeſchloſſen, und zwar mehr 
oder weniger in allen europäiſchen Induſtrieſtaaten, und in Frankreich, 

dem am meiſten ſozialiſtiſchen Staat, trat die merkwürdige, ſchier un- 


„Dokumente des Fortſchritts“ 1911, S. 771. , . 
„Die größeren Vermögen haben bisher durch Sertruftung und Kar tellierung 


(3. B. in den Vereinigten Staaten) dieſem Beſtreben erfolgreich Wider ſtand ge⸗ 


leiſtet. 
* „Dolumente des Fortſchritts“, 1911, S. 37. 
und mittlerem Vermögen. 
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faßbare Erſcheinung zutage, daß Staatsbeamte ihre in früheren Zeiten 
ſo heiß umſtrittenen Stellen verließen und Induſtriearbeiter wurden.“ 
Unzählige Gewerbeleute des Mittelſtandes gaben ihre Geſchäfte, jelb- 
ſtändige Intelligenzberufe, wie Künſtler und Schriftſteller, ihren Erwerb 
auf und ſuchten lohnenden Verdienſt in den Fabriken, die trotz oder 
eigentlich wegen des Krieges einen ungeahnten Aufſchwung nahmen. 
Einen nicht minder gewaltigen Aufſchwung nahm beſonders der 
Handel. Schon der Talmud jagt: „Am wenigſten einträglich iſt die 
Landwirtſchaft, am einträglichſten der Handel“. Im Intereſſe des Han. 
dels und der Großinduſtrien liegt es, daß die ſozialiſtiſchen Staaten 
möglichſt große, politiſch und wirtſchaftlich völlig gleichartige Gebiete 
umfaſſen. Denn nur dann kann ſich die fabriksmäßige Herſtellung 
im Großen beſſer rentieren und können die Güter bequem, ſchnell und 
billig hin- und hergeſchoben werden. Die Induſtrie hat zu verhindern, 
daß die Volksmaſſen auswandern und ſo die militäriſche Schlagkraft 
des Staates ſchwächen. Statt der Menſchen ſollen Waren exportiert 
werden. Je bevölkerter ein Staat, deſto billiger die Induſtriearbeiter, 
deſto beſſeren und lohnenderen Abſatz findet die Induſtrie eben in dieſen 
großen Maſſen. Im Intereſſe einer geregelten Induſtrie⸗ und Han⸗ 
delstätigkeit und um der Großinduſtrie mit genauen Daten an die 
Hand gehen zu können, darf und muß der Staat von Zeit zu Zeit 
Volksſtatiſtiken aufnehmen. N 
Die Induſtrie bedarf ungeheurer und billiger Arbeitermaſſen, deswegen 
ſind alle ſozialiſtiſchen Staaten 1. gegen Auswanderung und Koloni⸗ 
ſierung, 2. gegen Depopulation, 3. gegen eine Agrarkultur. Denn der 
Bauer läßt ſich als ſelbſtändiges Element nicht in das ſozialiſtiſche 
Syſtem einfügen. Indes ſind in neueſter Zeit von ſozialiſtiſcher Seite, 
z. V. von dem Kommerzienrat Ignaz Mändel in Berlin, beachtens⸗ 
werte Vorſchläge gemacht worden. Er ſagt unter anderem: „Die Be— 
ſtellung der Felder darf künftighin nicht mehr dem Velieben eines 
Einzelnen überlaſſen bleiben, der ſoziale Sinn muß an ſeine Stelle 
treten und der Produktionszwang mit Expropriationsrecht des erzeugten 
Gutes eingeführt werden.“ Alſo Wiedereinführung des Roboks. Übri. 
gens drängt die Tendenz des ſozialiſtiſchen Staates von ſelbſt zum 
Erſatz der Landwirtſchaft durch die Nährmittel⸗Induſtrie. Die fabel- 
haften Erfolge der Chemie geftatten es, ja gebieten es, bei der dringend 
gewordenen Notwendigkeit, in allem zu ſparen, aus minderwertigen, 
aber maſſenhaften Rohprodukten, wie Teer, Sägeſpänen und Kartoffel- 
mehl alle möglichen Lebensmittel⸗Surrogake, wie: Eier, Milch, Schoko⸗ 
lade, Käſe, Vrotmehl, Kaffee, und aus den Abwäſſern Fett (z. B. für 
Seifen) und Spiritus herzuſtellen. Sparſamkeit muß die ganze Or- 
ganiſation beherrſchen, deswegen werden die Bürger auch in ihrer Geld⸗ 
gebarung unter Sparzwang geſtellt werden, wie dies in einigen Staaten 
bereits mit Erſolg durchgeführt wurde. Gegenüber dem Produktions. 
zwang wird, um Unordnungen hintanzuhalten, im ſozialiſtiſchen Staat 


„Neues Wiener Journal“, 14. September 1916. 
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auch der Konſumtionszwang eingeführt werden müſſen, d. h. die Kon. 
ſumenten werden rayoniert und einem beſtimmten Geſchäft zugewieſen 
werden müſſen. Die Warenhäuſer ſollen die einzelnen kleinen Geſchäfte 
überhaupt überflüſſig machen. 

Sämtliche Volkswohlfahrtsinſtitute, beſonders die verſchiedenen Verſiche. 
rungen ſind Pflicht des Staates, der die Koſten dafür durch eigene 
Steuern und durch Aufnahme von Staatsanleihen deckt. In der Tat iſt 
neben dem Wahlrecht das Recht auf eine ſtaatliche Alterspfründe oder 
Altersverſorgung (bei Arbeitsunfähigkeit), die bedeutendſte reale Er— 
rungenſchaft des ſozialiſtiſchen Staates. Im Intereſſe der Volkshygiene 
hat der Staat möglichſt viele Spitäler zu unterhalten. Ebenſo hat er 
die Säuglingspflege zu übernehmen. Um Seuchen hintanzuhalten, haben 
die meiſten ſozialiſtiſchen Staaten den Impfzwang und neueſtens den 
Operationszwang, den Meldezwang und allotherapeutiſchen Heilzwang 
für Geſchlechtskranke eingeführt. 

4. Heerweſen. Der ſozialiſtiſche Staat begünſtigt, entſprechend dem 
allgemeinen gleichen Wahlrecht, die allgemeine gleiche Wehrpflicht. Zur 
Kriegsdienſtleiſtung können im Notfalle alle Altersklaſſen und auch die 
Frauen und Kinder (Arbeitsdienſt in der Munitionsinduſtrie) heran⸗ 
gezogen werden (allgemeines Milizſyſtem). über Krieg und Frieden ent- 
ſcheiden die Regierungen, in deren Hand auch die Leitung der Diplo⸗ 
matie liegt. Die Diplomatie kann nicht unter öffentlicher Kontrolle 
ſtehen, weil ſonſt die Staatsintereſſen gefährdet wären. Ebenſo dürfen 
ſich die Heeresangehörigen nicht mit Politik beſchäftigen, Offiziere und 
Soldaten dürfen weder aktives noch paſſives Wahlrecht haben. Eine 
möglichſt allgemeine und gleiche Wehrpflicht iſt zugleich der ſicherſte 
Rückhalt für eine ſtarke Regierung, die damit innere Unruhen im In⸗ 
tereſſe des allgemeinen Wohles wirkſam hintanhalten kann, da der Staat 
allein über Eiſenbahnen, Telegraphen und überlegene Waffen ſowie 
kriegstechniſche Behelfe verfügt. Dem Staat muß es daher vorbehalten 
ſein, ſchon in Friedenszeiten Erfindungen, welche heerestechniſch ver⸗ 


wendbar ſind, zum allgemeinen Wohle für ſich in Beſchlag zu nehmen. 


Das Waffentragen iſt an eine ſtaatliche Erlaubnis gebunden, da nur 
10 die öffentliche Sicherheit und Ordnung aufrecht erhalten werden 
ann. 

5. Familien- und Hausweſen. Ebenſo iſt die Kinderzeugung 
im ſozialiſtiſchen Staat dem Organiſationsgedanken unterzuordnen. 
Der Staat muß Prämien für kinderreiche Familien ausſetzen, die un⸗ 
ehelichen Kinder und Mütter den ehelichen Kindern und Müttern ver— 
mögensrechtlich gleichſtellen, der Staat muß ſchließlich auch dafür for- 
gen, daß jedes Mädchen einen Mann und Kinder bekomme (Brieur' 
„Braut- und Heiratszentrale“ in Frankreich) und für Mukter und Kind 
ſorgen, indem einfach allen Männern eine Mutterſchaftsſteuer aufge- 
legt werde. Der Zölibat iſt überall abzuſchaffen oder zu beſteuern, des⸗ 
gleichen die Proſtitution. Polygamia fimultanca iſt verboten, poly ⸗ 
gamia ſucceſſiva aber als Populationsmittel zu fördern. Es beſteht 
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Vormundſchaftszwang, und haben auch die Frauen das Recht auf Vor 
mundſchaft. 

6. Geiſtiges Bildungsweſen. Die Vildung und Erziehung 
muß ebenfalls für alle Bürger gleich und allgemein ſein. Religion und 
Schule müſſen unter Staatsaufſicht ſtehen, die Prieſter und Lehrer 
Staatsangeſtellte fein, weil es nur fo möglich, 1. die Intelligenz wirt- 
ſchaftlich an den Staat zu knüpfen, 2. die Bildung allen Bürgern 
gleich mäßig zu vermitteln. Der auf dem bürokratiſchen Syſtem auf- 
gebaute ſozialiſtiſche Staat iſt mit einer analphabetiſchen Volksmenge 
ein Ding der Unmöglichkeit, weil ſonſt das Volk die notwendigſten 
Staatsgeſetze und Erläſſe nicht leſen und auch nicht befolgen könnte. 
Mit der Abſolvierung der mittleren und höheren Schulen und der 
Ablegung von Prüfungen, die Staatsvertreter leiten und ratifizieren, 
iſt das Recht auf gewiſſe Staatsanſtellungen und Titel geknüpft. Denn 
nur fo kann Protektion hintangehalten werden. Im Intereſſe des all— 
gemeinen Volkswohles muß Preſſe und Literatur unter Zenſur ftehen, 
ebenſo die Vereine und Verſammlungen. Wie Religion und Wiſſen⸗ 
ſchaft ſoll auch die Kunſt Sache des Staates ſein. Deswegen ſoll es 
Aufgabe des Staates ſein, nicht nur recht viele wiſſenſchaftliche In⸗ 
ſtitute, ſondern auch recht viele Kunſtinſtitute, wie Bibliotheken, Muſeen, 
Theater nicht nur zu errichten, ſondern auch zu erhalten, zu kontrollieren 
und jede Privatbetätigung überflüſſig zu machen. Das Deutſche Reich 
gibt im Jahre für Schule, Wiſſenſchaft und Kunſt allein 878 Millionen 
Mark aus!“ N 


Die individualiſtiſchen Staatstheorie 
der neueſten Zeit. ö 


Dieſe Theorie lehnt den Grundſatz: „Alle für einen, einer für alle, alle 
Menſchen ſind gleich“ in ſchroffſter und folgerichtiger Weiſe ab. Sie 
ſagt: die ſozialiſtiſche Staatstheorie iſt eine kindliche oder bewußt be- 
trügeriſche Theorie, denn die Menſchen ſind eben ungleich, die braven 
und tüchtigſten Menſchen werden der Geſamtheit die denkbar größten 
Opfer bringen, die aber die geriſſenen und ſchlechten Staatsbürger, 
die Minderraſſigen, ſeelenruhig für ſich einſtecken werden. Dieſe Men⸗ 
ſchenſorte wird alſo zum Gemeinwohl nicht nur nichts beitragen, ſon⸗ 
dern ſich auf Koſten der ſelbſtloſen Staatsbürger mäſten. Der Staat 
iſt kein „Organismus“, Organismus iſt wohl eine Pflanzenart, eine 
Tierart, eine Menſchenart, eine Menſchenraſſe, weil ſie natürlich 
entſtanden ſind, aus gleichartigen Beſtandteilen, nicht aber der Staat. 
der ſich aus den verſchiedenſten Menſchenraſſen und zufällig zuſammen⸗ 
geſetzt hat. Mit dem Wortbegriffe „Staat“ und „Staatsorganismus“ 
wird von ſozialiſtiſcher Seite bewußter, volksverführeriſcher Unfug ge— 
trieben. Da heißt es: „Der Staat muß die Wohlfahrts und Kunſtinſti⸗ 
tute, die Schulen erhalten, er muß die unehelichen Mütter und Kinder, 
die Armen uſw. verſorgen!“ Wächſt dem „Staat“ „ein Kornfeld auf 


,, Wr. A. Z.“ 20. September 1916. 
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der Hand“, tragen die Kanzleitiſche Birnen, Apfel, Schuhe und Kleider, 
oder iſt der „Staat“ eine Art „Oſterhaſe“, der jedem bedürftigen Staats. 
bürger die Banknoten und Goldſüchſe als Oſtereier legt? Der Staat 
und die Bürokratie kann- nicht zaubern. Alles, was der Staat leiſtet, 
miſſen eben die Bürger leiſten! Die vorſtehenden Phraſen find alſo 
leere Tautologien. N 

1. Verfaſſungsweſen. Nach individualiſtiſcher Auffaſſung hat 
der Staat lediglich Ordner, ein Verſicherungs⸗ und Garantieinſtitut 
für Leben und Eigentum der Bürger und ein Verkehrsinſtitut zu ſein, 
das die Bevölkerungs— und Güterbewegung zu regeln hat. Wie die 
Staatsvertretung heißt, iſt gleichgültig, es iſt auch gleichgültig, aus wie 
viel Köpfen ſie beſteht, Hauptſache iſt, daß ſie der Diener des Volkes 
iſt nach der trefflichen Anſicht des Kaiſers Wilhelm II., der einmal ſagte, 
er ſei ſtolz, der erſte Diener des Deutſchen Volkes zu ſein. Demſelben 
Grundſatze ſollen auch die Staatsbeaniten huldigen. Es iſt begreiflich, 
daß das individualiſtiſche Staatsſyſtem nur das Syfſteni der „ſchwachen 
Regierung“ ſein kann, im Gegenſatz zum ſozialiſtiſchen Syſtem der 
„ſtarken Regierung“. Die Sozialiſten nennen daher den individualiſti— 
ſchen Staat ſpöttiſch den „Nachtwächterſtaat“. Die individualiſtiſchen 
Staatstheoretiker lehnen auch die Parlamente als im Zeitalter des Tele⸗ 
graphen und Telephons überflüſſige und obendrein ſehr koſtſpielige 
Einrichtung ab. Inſolge der Wahlkreisgeometrie und der „Geſchäfts⸗ 
ordnungspraktiken“, infolge der menſchlich erklärbaren Beſtechlichkeit der 
Berufspolitiker, die für Diäten, Staatsverſorgung oder gar als Staats- 
beamte nicht frei für die Volksintereſſen eintreten können, können die 
Beſchlüſſe eines Parlaments nie der ungetrübte Ausdruck des Volks- 
willens ſein. In manchen ſozialiſtiſchen Staaten ſind ſie geradezu orga- 


niſierte und zentraliſierte Korruptionsanſtalten geworden (z. B. in Frank 


reich). Die Großfinanz braucht bloß die Parlamentsmajorität zu be⸗ 
ſtechen, um alle beliebigen Geſetze durchzudrücken. Selbſt das Volk tut 
unbewußt an dieſer Korruption mit, denn gerade die ehrlichen Abge⸗ 
ordneten ſollen das einemal „ſchneidig gegen die Regierung auftreten“, 
das anderemal bei der Negierung wieder für Tauſende ihrer Wähler 


um Staatsanſtellungen oder ſonſtige perſönliche Vorteile Schnallen 
drücken gehen! 


Nach individualiſtiſcher Auffaſſung kann der Volkswille unverfälſcht nur 


durch die Einrichtung des Plebiszits („Neferendum“ und „Initiative“ 
zum Ausdruck kommen, und zwar nur dann, wenn auch Offiziere und 
Soldaten daran beteiligt, Staatsbeamte, Frauen und leiſtungsunfähige 
Staatsbürger ausgeſchloſſen ſind. Die Miniſterien des Innern und die 
politiſchen Behörden werden dadurch überflüſſig und ſind durch Ge⸗ 
meinde: und Bezirksautonomien zu erſetzen. Die Zahl der Etaatsbe- 
amten iſt auf ein Mindeſtmaß herabzufeten.: Schon Lagarde ſagt, 
es ſei politiſche Unvernunft, vom Staat und der Beamtenſchaft alles 


In den meiſten ſozialiſtiſchen Staaten kommt ſchon auf drei leiſtungsfähige 
Bürger ein Staatsbeamter. Und da klagt das Volk über die Steuerlaſt! 


— 
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zu verlangen und ſelbſt nichts beitragen, ſondern Staatspenſionär wer⸗ 


den zu wollen. Bei geringerer Beamtenzahl können die Beamten auch 
beſſer bezahlt werden.“ Dafür muß aber ein ſtrenges Staatsbeamten⸗ 
Haftpflicht⸗Geſetz, und zwar für alle Beamtenränge durchgeführt, und 
Bruch des Amtsgeheimniſſes und Mißbrauch der Amtsgewalt zu Spe⸗ 
kulationszwecken drakoniſch beſtraft werden. Es ſoll jedem Staatsbürger 
frei ſtehen, in den Staat auszuwandern, der ihm — ſeiner Raſſe und 
Weſensart entſprechend — am meiſten zuſagt. Deswegen iſt die indie 
vidualiſtiſche Theorie für die Aufrechterhaltung der verſchiedenen 
Staatsſyſteme. Es ſoll jeder Menſch nicht nur religiös, ſondern auch 
politiſch „nach ſeiner Faſſon ſelig werden“. N 


Die individualiſtiſche Staatstheorie iſt für möglichſt viele und kleine, ſouve. 


räne Staatsſyſteme und begründet dies damit: a) Je größer der 
Staat, deſto ſchwieriger iſt ſein Budget zu kontrollieren. Die Abrechnung 
eines modetnen Welt- oder Großſtaates zu überprüfen, iſt eine faktiſche 
Unmöglichkeit, es können 10 bis 100 Millionen in einem ſolchen Budget 
durch Buchführungskunſtſtücke verſchwinden, während in einem kleinen 
Staat ſelbſt ein Poſten von nur 1000 K beachtet werden muß. b) In 
kleinen Staaten kann ſich kein Großinduſtrialismus und kein Großkapi⸗ 
talismus bilden, weil dieſer große, politiſch und wirtſchaftlich gleich⸗ 
förmig eingerichtete Ausbeutungsgebiete als Produktionsbedingung be⸗ 
nötigt. Nur bei Maſſenabſatz rentiert ſich der Großbetrieb. Dadurch 
wird aber Induſtrie- Proletariat, übervölkerung, politiſche Spannung 
gegen Innen und Außen verhindert und den Einzelbürgern eine men⸗ 
ſchenwürdige Exiſtenz ermöglicht. ce) Wenn in den Großſtaaten die Mi⸗ 
niſterſtühle noch ſo ſehr vermehrt werden, ſo genügen ſie doch nicht für 
die Ehrgeizigen und Strebſamen in einer 50 oder 100 Millionenmaſſe. 
In kleineren Staatsweſen kommen die Talente eher zur Geltung und 
können ſich frei ausleben. d) Je mehr kleine, gleichgroße Staaten, deſto 
geringer die Kriegsgefahr und die Kriegsſchrecken, weil kleine Staaten 
gar nicht imſtande ſind, die rieſigen Kriegsmaſchinen anzuſchaffen. Füh⸗ 
ren dann wirklich ein paar kleine Nachbarſtaaten Krieg miteinander, ſo 
bleibt die Kriegsfurie auf ein kleines Gebiet beſchränkt, während die 
ſozialiſtiſche Staatstheorie mit ihren Weltſtaat⸗ und Biindnisſyſtemen 
die ganze Menſchheit in die Kriegskataſtrophen verwickelt. Durch die 
Kataſtrophe von 1914 iſt das neuzeitliche „Gleichgewichtsſyſtm“ ad ab- 
ſurdum geführt worden. e) Kleine, individualiſtiſche Staatsſyſteme 
können ſich den klimatiſchen, hiſtoriſchen und raſſenphyſiſchen Bedingun- 
gen eines Gebietes beſſer anpaſſen. Es iſt ein Unſinn für ein Rieſen⸗ 
reich, das vom 50. bis 40. Parallelkreis reicht, ein Straf-, ein Zivil 
und ein Staatsrecht als Norm aufzuſtellen. f) Je kleiner der Staat, 
ein deſto größerer und daher merkbarer Bruchteil der Volks-Souveräni. 


„Neues Wiener Journal“, 15. September 1916 ſchreibt, daß in Preußen ſeit 
100 Jahren die Beamtengehälter nur um zirka 20% geitiegen, die Unterhalts- 
koſten aber um 100-200 % 1 Gehaltaufbeſſerungen find ein eirculus vitiosus, 
weil dadurch die Steuern und die Lebensmittelpreiſe höher werden. 
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tät kommt auf jeden Einzelbürger. In kleinen Staaten lebt es ſich 
freier und angenehmer. g) Es läßt ſich in ſolchen Staaten leichter Ein. 
und Auswanderung, Ein- und Ausfuhr zum raffen und wirtſchafts⸗ 
politiſchen Wohle der Bürger regeln. h) Die Kantonats., Komitats-, 
Gau-Verſaſſung war zu allen Zeiten und in allen Weltgebieten ſtets 
das Merkmal einer völkiſchen und raſſiſchen Hochkultur in allen Be. 
langen (Agypten, Meſopotamien, Griechenland III, altes Rom [1], das 
mittelalterliche ariochriſtliche Europal). j) Im kleinen individualiſtiſchen 
Staat laſſen ſich auch die Bürgerrechte je nach der größeren oder gerin- 
geren körperlichen oder geiſtigen Wertigkeit leichter abſtufen, ſo daß 
tatſächlich der Wille der Tüchtigeren ſich durchſetzen kann. N 

2. Nechtsweſen. Das individualiſtiſche Staatsſyſtem will jedem 
Bürger Sicherheit des Lebens und Privateigentums bedingungslos ga⸗ 
rantieren und übernimmt mit dieſer Garantie auch die Haftpflicht. Das 
Volk ſoll ſeine Rechtshändel womöglich ſelbſt, auf kürzeſtem Weg, ohne 


formaliſtiſche Methode nach der materiellen Methode und mit Hilfe ſelbſt. 


gewählter und abſetzbarer Laienrichter (Revokation!) ſchlichten. Das Ge⸗ 
ſetz muß daher einfach und gemeinverſtändlich ſein, und das kann es 
nur dann fein, wenn es ein einheitliches principium derivationis an- 
nimmt, was für jeden Einzelfall angewendet werden kann und lautet: 
Die gute Meinung ſpricht immer für den individuell beſſeren (den raſſig 
beſſeren) Streitteil. Abſchaffung der unökonomiſchen Todes- und Ge⸗ 
fängnisſtrafe und Erſatz derſelben durch die Kaſtration, Proſtitution (für 
Weiber), Zwangsarbeit und eine individuell abgeſtufte Geldſtrafe, d. h. 
die Geldſtrafe ſoll ſich nicht nach dem Vergehen, ſondern nach dem Ver⸗ 
mögen des Beſtraften richten. Diebſtahl muß drakoniſch geahndet wer⸗ 
den. Kein Advokaten -, Zeugnis und Eideszwang. Den Begriff der 
„juridiſchen Perſon“ verwirft, der Individualismus als einen der ver⸗ 
hängnisvollſten Irrtümer der ſozialiſtiſchen Staatstheorie. Dieſer Be⸗ 
griff iſt die Grundlage zu den ungeheuerlichſten Diebereien geweſen 
(Aktiengeſellſchaften! Truſts! Kartells !). 


4 


3. Wirtſchafts- und Wohlfahrtsweſen überläßt das indi⸗ 
vidualiſtiſche Syſtem gleichfalls dem Einzelbürger. Denn der Staat darf 
und kann nur Regler und nicht Produzent ſein. Deswegen ſoll der 
Staat vor allem Außenhandel, Geldverkehr und Verſicherungsweſen — 
die ergiebigſten Einnahmsquellen — verſtaatlichen durch Ausbau der 
Poſtſparkaſſen und Verbindung derſelben mit Dorothecen und Lager⸗ 
häuſern in allen größeren Orten. Bei der Poſtſparkaſſe müßte u) 4% ige 
Verzinſung der Einlagen, b) Clearingverkehr für ſämtliche Staatsdiener 
und Staatslieferanten und womöglich alle vermögenden Bürger, e) und 
Poſtſparkaſſenſcheine auf kleine Beträge (10 h) als Geldmittel eingeführt 
werden. Mit Hilfe dieſer „populariſierten“ Poſtſparkaſſe ließe ſich ſowohl 
das Steuer- als das Valuta⸗Syſtem mit einem Schlage in einfachſter 
Weiſe regeln. Alle Steuern werden abgeſchafft, aber bei jeder Gut⸗ 


In Sſterreich durch die „Teilrenten“ hereits eingeführt! 
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ſchrift wird dem Empfänger vom Konto ein beſtimmter Betrag als 


„Quittungsſteuer“ abgeſchrieben. Die Poſtſparkaſſenſcheine erleiden bei 


ihrer Präſentierung an den Staatskaſſen einen Abſchlag, der der „Quit. 
tungsſteuer“ entſpricht. Damit ſie baldigſt an den Staatskaſſen eingelöſt 
werden, iſt für ſie eine Verfallsdauer (nicht zu lange) feſtgeſetzt. Die⸗ 
ſes Syſtem ſtellt eine Art automatiſch individualiſierter Einkommen⸗ 
ſteuer dar! Finanzniniſterium und Steuerbeamte werden überflüſſig, 
ebenſo das Gold- und Silbergeld. Banken, Börſen, Warenhäuſer und 
vor allem die Aktiengeſellſchaften (welche mehr Verwüſtungen als alle 
Kriege angerichtet haben) werden abgeſchafft. Es ſollen den Aktionären 
in einer beſtimmten Zeit die Aktie nach einem mittleren Kapitalswert 


abgelöſt und die Unternehmungen den Arbeitern als Beſitz übertragen 


werden. Der individualiſtiſche Staat hat vor allem die vielen kleinen 
Exiſtenzen zu fördern. Denn gerade die „anonymen Sozietäten“ haben 
ſich von der Abſchlachtung Millionen kleiner Exiſtenzen gemäſtet, und 
allemal haben dieſe Aktiengeſellſchaften nicht zur Bereicherung der Aktio- 
näre oder Arbeiter, ſondern einzelner pfiffiger Geldmacher gedient, die 
in irgend einer juridiſch einwandfreien Form das „Sozietätsver⸗ 
mögen“ in ihr Privatvermögen untgewandelt haben. So haben ſich 
Carnegie, Armour u. v. a. ihre Milliarden „gemacht“. Der moderne, 
monſtröſe Großkapitalismus wäre ohne dieſe „ſozialiſtiſchen Wirt⸗— 
ſchaftsformen“ ganz undenkbar. Daher weg mit dieſen „Formen“, die 
die Milliardäre möglich gemacht haben. Menſchen von dem Reichtum 
eines Northcliffe⸗Stern, Rothſchild, Bleichröder, Mendelsſohn, Jainkeff 
Schiff, Iſidor Schwab, ſind, auch wenn ihre „Freigebigkeit“, mit der 
ſie ſich die Milliarden eintauſchen, noch ſo ſehr geprieſen wird, für die 
wirtſchaftliche und politiſche Freiheit der Menſchheit und für den Melt- 
frieden eine weit größere Gefahr, als die ſchrecklichſten Tyrannen der 
alten Zeik. Daher ſoll der individualiſtiſche Staat auch eine obere Ver⸗ 


mögensgrenze feſtſetzen. 


Der individualiſtiſche Staat muß ein raffen- und wirtſchaftspolitiſch ge. 
ſchloſſener Staat“ fein, er darf nie Freihändler ſein und darf nie eine 
größere Bevölkerung beherbergen wollen als der eigene Boden nähren 
kann. Beamten», Arbeiter- und Bauernſtand müſſen zueinander in 
einem natürlichen Zahlenverhältnis ſtehen. Dieſer Staat kann nur ſo 
viele Beamte und Induſtriearbeiter dulden, als der überſchuß der land⸗ 
wirtſchaſtlichen Produktion erhalten kann. Die Arbeitsvermittlung, die 
Regelung der Answanderung und die Innenkoloniſation ſollen daher 
die wichtigſten Aufgaben des individuellen Staatsſyſtems ſein, das 
naturnotwendig neo⸗malthuſianiſch fein und Zölibat, Proſtitution, 
Kaſtration, Euthanaſie, Abortus und Erſtirpatio unter beſtimmten 
raſſenhygieniſchen Vorausſetzungen zulaſſen muß. Das bereits einge⸗ 
führte Fett-, Brot-, Zucker. uf. Karten⸗Syſtem ermöglicht es dem 
individuellen Staat, individuell zu wirtſchaften. In guten Jahren kann 


Keine Waſſenausjuhr in erotiſche Länder! Keine Einfuhr exotiſcher „Werts 
papiere“ und noch weniger erotifcher Menſchen! , 


S nn =) 16 e 


17. 12 Lim . , N ererbbar fe nf 9e zunge 
der Bevölkerung eine größere Ration zugemeſſen und in den ſtaatlichen SAH und Bü ! Stn fir dung 
Lagerhäuſern eine Reſerve zurückgelegt werden. Die Staatsdiener ſind fe 2 
nur mit einem „Minimal-Grundhonorar“ fix zu beſolden und an der > 01 NET 


Staatswirtſchaft in der Form zu intereffieren, daß ſie in guten Jahren 
höhere „Aufbeſſerungen“ erhalten. Der individuelle Staat ſoll nicht das 
Recht haben, Schulden zu machen und Anleihen („ewige Renten“) auf- 
zunehmen. Er muß und kann Defizit, Schuldenmacherei und darauf. 
folgende Steuerhöhung, Lebensmittelverteuerung und Valutaverſchlech⸗ 


terung wegen erhöhter Einfuhr hintanhalten. Die Induſtrie iſt dem * 8 1K 
Luxus gleichzuſtellen und nur auf beſtimmte reſervierte Gebiete zu be: 45 RR 
ſchränken. Die vorzugsweiſe der Induſtrie zugute kommenden „Cta- 2 - e 
tiſtiken“ hat die Induſtrie auf eigene Koſten zu beſorgen. Das alte an 2 


Tages- und Wochenmarktsſyſtem in den Stadt- und Induſtriebezirken 
iſt zu fördern, um einen möglichſt raſchen und direkten Sandelsver- 
kehr zwiſchen Stadt. und Landbevölkerung zu ermöglichen. Der Staat 
ſoll die Hand von der Kleinproduktion und vom Kleinhandel laſſen 
und ſoll keine „Sozietäten“ dulden, die dieſe Erwerbzweige „abſor 
bieren“. N 
Ebenſo iſt die „Nährmittel“. (richtig „Verfälſchungs“)-⸗Induſtrie zu 
unterdrücken. Lieber weniger Menſchen, als viele, mit Surrogaten auf- 
gefütterte menſchliche „Chemieprodukte“. Wohl aber hätte man in den 
Stadt- und Induſtriebezirken von dem wahnwitzigen Spül- und Kanal- 
ſyſtem abzugehen, die Abwäſſer zu klären und aus den Rückſtänden 
Fett und Dünger herzuſtellen. Die Böden würden dadurch wieder ge⸗ 
ſtärkt, die Flüſſe aber gereinigt und für die Fiſchzucht wieder brauch⸗ 
bar. Der Staat ſoll wieder auf das alte Syſtem zurückgehen und 
Steuern von den Bauern „in naturalibus“ einheben. Dann ift kein 
„Produktionszwang' und keine Lebensmittelverfälſchung, kein unlauterer 
Zwiſchenhandel, keine Konfiskation notwendig. 

Der individualiſtiſche Staat verwirft die allgemeine ſtaatliche Wohl⸗ 
fahrtspflege, indem er argumentiert: Wenn der Staat in allen Be- 
langen nur die Geſunden und Arttüchtigeren fördert und fi frei aus. 
leben läßt, dann wird die ſtaatliche Wohlfahrtspflege nicht nur über⸗ 
flüſſig, ſondern die reichgewordenen arttüchtigen Staatsbürger werden 
von ihrem Reichtum die Wohlfahrtsinſtitute allein erhalten. Impf. 
Operation-, Melde und Heilzwang find abzulehnen. Wenn jeder Bür⸗ 
ger auf Leben, Geſundheit, Invalidität, Heirat, Unfall, Haftpflicht uſw. 
verſichert iſt, dann ſind die ſtaatlichen Inſtitute und das Pfründner⸗ 
haus überflüſſig. 

Alle wirtſchaftlichen Schäden werden ſchwinden, wenn der Staat den 
Aufſtieg der Minderwertigen verhindert. Denn dieſe ſind die Zerſtörer 
der wirtſchaftlichen Harmonie. Neben den Aktiengeſellſchaften iſt aber 
beſonders die niederträchtige Ausbeutung der techniſchen Erfinder und 
der ſchöpferiſchen Autoren eine Haupt-Reichtumsquelle für die Minder⸗ 
wertigen. Patent- und Autorrecht find individualiſtiſch zu geſtalten, 
geiſtiges Eigentum dem ſachlichen Eigentum überzuordnen. Die Schut⸗ 
dauer muß unbeſchränkt, das geiſtige Eigentum ebenſo wie Sacheigen ⸗ 
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4 3 don m f. Di Big: 
„cr, Staubenmeher, Alademiſche Verlagsgeſellſ aft. Leipzig 1912, Ml. 4.50. —. 
„ Staudenmeher iſt ordentlicher Univerſitäts⸗Profeſſor für Erperimentalchemie,“ 
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